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I. Transparenz als Topos der aktuellen politischen Diskussion

Ziel des im Dezember 2000 vorgelegten Entwurfs eines Informationsfreiheitsge-
setzes soll es sein, das Verwaltungshandeln transparenter zu machen, in dem den
Biirgern der voraussetzungslose Zugang zu behérdlichen Informationen des
Bundes ermoglicht wird. Ein solches Gesetz stirke die demokratischen Beteili-
gungsrechte der Biirger.! Dieser Gesetzentwurf ist der vorliufige Hohepunkt ei-
ner Entwicklung, die auch das Resultat der fortschreitenden europiischen Inte-
gration ist und dem damit einhergehenden wachsenden Einfluss auslindischer
Rechtssysteme und Ideen auf das deutsche Rechtssystem.? Der rechtliche Aus-
gangspunkt dieser Entwicklung war die E(W)G-Richtlinie {iber den freien Zu-
gang zu Informationen iiber die Umwelt® und deren — verspitete - Umsetzung in
das deutsche Recht durch das Umweltinformationsgesetz.* Der Umweltinforma-

1 S.Vorblatt des Entwurfs vom 20. Dezember 2000, im Internet abrufbar unter
http://www.bmi.bund.de/top/dokumente/Artikel/ix_28349.htm; s. dazu auch Kloepfer, Micha-
el (Hrsg.), Die transparente Verwaltung, 2003.

2 Dazu ausfithrlich Schoch, Friedrich: Informationsfreiheitsgesetz fiir die Bundesrepublik
Deutschland, in: Verw 35 (2002), S. 149ff.

3 Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990 iiber den freien Zugang zu Informatio-
nen iiber die Umwelt, AB. L 158/56. Vgl. dazu z.B. Erichsen, Hans Uwe: Planung und Umwelt-
informationen nach europiischem und deutschem Recht, in: Erbguth, Wilfried (Hrsg.), Planung
— Festschrift fiir Werner Hoppe, 2000, S.927{f. Diese Richtlinie wurde zwischenzeitlich durch
die Richtlinie 2003/4/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 iiber
den Zugang der Offentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/
313/EWG des Rates, ABI. L 41/26 (2003) ersetzt. Die neue Richtlinie bezieht sich in den begriin-
dungserwigungen ausdriicklich auf den durch die urspriingliche Richtlinie eingeleiteten RWand-
lungsprozess hinsichtlich der Art und Weise, in der Behdrden mit Offenheit und Transparenz
umgehen® (2. Begriindungserwagung) und damit auf die Schrittmacherfunktion der urspriingli-
chen Richtlinie. Die neue Richtlinie soll fiir Kompatibilitit mit dem am 25.6. 1998 durch die Eu-
ropiische Gemeinschaft unterzeichneten Ubereinkommen der UN-Wirtschaftskommission fiir
Europa iiber den Zugang zu Informationen, die Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs-
verfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Ubereinkommen von Aar-
hus“) sorgen (5. Begrindungserwigung) und Probleme aus der Praxis mit der urspriinglichen
Richtlinie beseitigen (z.B. Begriindungserwigung 4, 7ff.). Auf eine blofe Anderung der ur-
spriinglichen Richtlinie wurde Rim Interesse groflerer Transparenz® und um Rden Betroffenen
einen einheitlichen, klaren und zusammenhingenden Rechtstext® vorlegen zu kénnen, bewusst
verzichtet (6. Begriindungserwigung). Zur neuen Richtlinie s. Butt, Mark: Erweiterter Zugang
zu behérdlichen Umweltinformationen — Die neue EG-Umweltinformationsrichtlinie, in:
NVwZ 2003, S. 1071 ££.

* Umweltinformationsgesetz (UIG), BGBI. 1, 1994, S.1490. Dazu z.B. Konig, Doris: Das Um-
weltinformationsgesetz — ein Modell fiir mehr Aktenéffentlichkeit?, in: DOV 2000, S. 45ff. Ei-
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tionsrichtlinie zeitlich nach folgte die Brandenburgische Verfassung von 19925,
welche in Art.21 Abs.4 ein allgemeines Recht auf Informationszugang fest-
schreibt. Brandenburg hat als erstes Bundesland dieses Recht 1998 durch ein all-
gemeines Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetz® konkretisiert. Zwi-
schenzeitlich sind die Lander Berlin’, Schleswig-Holstein® und Nordrhein-West-
falen’ mit dhnlichen Gesetzen nachgezogen'® und in weiteren Bundeslindern
existieren Gesetzentwiirfe mit allerdings unterschiedlichen Erfolgsaussichten.!!
In allen diesen Gesetzen geht es um die Schaffung eines voraussetzungslosen, d.h.
weder an ein berechtigtes Interesse noch an ein bestimmtes Verwaltungsverfahren
oder eine irgendwie geartete Beteiligung gebundenen Rechtes auf Zugang zu be-

nen Uberblick iiber die Rechtsprechung zu diesem Gesetz findet sich bei Wegener, Bernbard W.:
Freischwimmen fiir die Informationsfreiheit — Rechtsprechung zum Umweltinformationsge-
setz, in: ZUR 2001, S.93ff.

> Verfassung des Landes Brandenburg vom 20. August 1992, GVBL. 1, S.298, im Internet unter
http://www.brandenburg.de/land/mi/recht/lverf/index.htm. Der Text der Vorschrift lautet:
RJeder hat nach Mafigabe des Gesetzes das Recht auf Einsicht in Akten und sonstige amtliche
Unterlagen der Behorden und Verwaltungseinrichtungen des Landes und der Kommunen, so-
weit nicht iiberwiegende 6ffentliche oder private Interessen entgegenstehen.®.

¢ AIG, GVBI. I, S.46. Dazu Breidenbach, Rolf/Palenda Bernd: Das Akteneinsichts- und In-
formationszugangsgesetz des Landes Brandenburg — Ein Vorbild fir die Rechtsentwicklung in
Deutschland!, in: NJW 1999, S. 13071f. und - kritisch — Partsch, Christoph J.: Brandenburgs Ak-
teneinsichts- und Informationszugangsgesetz (AIG) — Vorbild fiir Deutschland?, in: NJW 1998,
255911

7 Gesetz zur Forderung der Informationsfreiheit im Land Berlin (Betliner Informationsfrei-
heitsgesetz — IFG) vom 15. Oktober 1999, GVBL. Berlin, S.561 (1999).

8 Gesetz iiber die Freiheit des Zugangs zu Informationen fiir das Land Schleswig-Holstein
(Informationsfreiheitsgesetz fiir das Land Schleswig-Holstein - IFG-SH) vom 9. Februar 2000,
GVOBL. Schl.-H. 4/2000, S.166. Vgl. dazu Kdéster, Birthe: Erfahrungen mit dem schleswig-hol-
steinischen Informationsfreiheitsgesetz, in: DuD 2003, S. 36{f. mit den wesentlichen Ergebnissen
einer vom Unabhingigen Landeszentrum fiir Datenschutz Schleswig-Holstein durchgefiihrten
Behordenumfrage zur bisherigen (Februar 2000 bis Mai 2002) Anwendung des Gesetzes.

9 Gesetz iiber die Freiheit des Zugangs zu Informationen fiir das Land Nordrhein-Westfalen
(Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen - IFG NRW) vom 27.11. 2001, GVBL. NRW,
S.806 (2000). Dazu Stollmann, Frank: Das Informationsfreiheitsgesetz NRW (IFG NRW), in:
NWVBL. 2002, S.216ff.; Axler, Birgit: Das Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein-Westfalen
(IFG NRW), in: CR 2002, S. 847ff.; Zilkens, Martin: Zur Bedeutung des neuen Informationsfrei-
heitsgesetzes NRW fiir die kommunale Rechtspraxis — Eine kritische Betrachtung, in: RDV 2002,
S.300ff.

19 Vergleichend zu den Gesetzen in diesen Lindern Stollmann, Frank: Informationsfreiheits-
gesetze in den Lindern, in: VR 2002, S.3091f.

11 Z.B.in Hessen (Hessischer Landtag, Drs. 15/1474 v. 17. August 2000), Niedersachsen (Nie-
dersichsischer Landtag, Drs. 14/2191), Bayern (Entwurf der Fraktion SPD vom 14. Mirz 2001,
Drs. 14/6034; Entwurf der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 22. Mirz 2001, Drs 14/6180.
Beide Entwiirfe wurden am 10. Oktober 2001 in zweiter Lesung abgelehnt), Baden-Wiirttem-
berg (Landtag Baden-Wiirttemberg, Drs. 12/5776 v. 30. November 2000. Der Entwurf der Repu-
blikaner wurdejedoch am 31. Januar 2001 abgelchnt) und Bremen (Bremische Biirgerschaft, Drs.
15/768 v. 4. Juli 2001).
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hérdlicherseits schon vorhandenen Informationsbestinden.!? Der verbesserte In-
formationszugang soll vor allem den demokratischen Meinungs- und Willensbil-
dungsprozess fordern. Beteiligung im Sinne einer kritischen Begleitung der
Staatsaktivitaten durch die Biirger setzt nach dieser Konzeption voraus, dass der
Biirger Zugang zu denselben Informationsbestinden wie die staatlichen Stellen
hat.?® Diese demokratiestirkende Funktion!* erlaube gleichzeitig eine effektivere
Kontrolle der Verwaltungstitigkeit!® und konnte dartiber hinaus auch eine stir-
kere Akzeptanz staatlicher Entscheidungen bewirken, wiewohl zu beachten ist,
dass oftmals nicht eine unvollstindige Informationslage, sondern Unterschied-
lichkeiten in der Bewertung bekannter Informationen Ursache von Meinungs-
verschiedenheiten sein diirften.

Die in diesen Gesetzen bzw. Gesetzgebungsvorhaben zum Ausdruck kom-
mende Abkehr vom Prinzip der beschrinkten Aktenoffentlichkeit wird als bahn-
brechendes Ereignis gewertet. Ein neuartiges Verstandnis von dem Verhiltnis
zwischen Biirger und Verwaltung® liege dem zugrunde und man miisse die Frage
stellen, inwieweit die Offentlichkeit in die Kontrolle der Verwaltung einbezogen
werden kann und wo die Grenzen zu ziehen sind“.!® Diese Fragestellung bedeu-
tete in der Tat einen Paradigmenwechsel, hat man doch bisher den verfassungs-
rechtlichen Grundkonflikt mehr in der Verteidigung der Sphire des Biirgers
gegeniiber dem Zugriff des Staates und in der Abgrenzung der Zustindigkeits-
bereiche der verschiedenen Staatsebenen und -organe verstanden, nicht jedoch
umgekehrt in der Verteidigung des Staates gegen den Kontrollzugriff seiner Biir-
ger. Eine wichtige Frage geht dahin, wieweit dieser Paradigmenwechsel durch das
Verfassungsrecht geprigt oder durch eine neuratige Interpretation auf der
Grundlage des Begriffs der Transparenz sogar geboten ist.

Auch in der EG hat die Forderung nach Transparenz nicht nur als politisches
Petitum, sondern als rechtlicher Leitbegriff erheblich an Einfluss gewonnen. Die
Entwicklung seit dem Vertrag von Maastricht kulminierte primarrechtlich in
Art.1 Absatz 2 EUV und Art. 255 EGV und sekundirrechtlich in der Verordnung
1049/2001 tiber den Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europii-
schen Parlaments, des Rates und der Kommission.!” In der Europaischen Union

12 Der hiufig gebrauchte Begriff der Aktendffentlichkeit ist, weil viel zu kurz greifend, eher
verwirrend.

13 Vgl. den Entwurf der Bundesregierung fiir ein Informationsfreiheitsgesetz (Fn. 1), S. 111,

14 Konig (Fn.4), DOV 2000, 45 (50) spricht insoweit von der Legitimationsfunktion.

15 Ggf. auch im Wege von Schadensersatzanspriichen, wie die Entscheidung des OVG NRW
v. 19.6. 2002 zeigt (Az 21 B 589/02, NVWBI. 2002, S. 441{f.). Dort hat ein von Straflenbaumafl-
nahmen betroffener und in diesem Zusammenhang Amtshaftungsanspriiche geltend machender
Apotheker zur Substantiierung dieser Anspriiche auf der Grundlage des IFG NRW Einsicht in
die Bautagebiicher der handelnden Bauunternehmer begehrt.

16 Konig (Fn.4), DOV 2000, 45 (51).

Y7 ABL L 145/43 (2001). Die Entwicklung auf Gemeinschaftsebene wird nachgezeichnet bei
Kréger, Detlef: Informationsfreiheit im Gemeinschaftsrecht —eine Perspektive fiir den deutschen
Gesetzgeber, in: DuD 2003, S.29{f. Dazu auch ausfiihrlich unten .
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gehtes nicht nur um den Zugang zu Informationen, sondern auch um transparen-
tere Beschlussverfahren im allgemeinen und um ein transparenteres Gesetzge-
bungsverfahren im besonderen.

Auffillig ist, dass die Forderungen nach mehr Transparenz sowohl innerstaat-
lich als auch im Gemeinschaftsrahmen einher geht mit einer fast schon grundsitz-
lich erscheinenden Kritik an den jeweiligen politischen Systemen. Sowohl in der
Bundesrepublik als auch in der Europaischen Union ~und dartiber hinaus auch in
anderen Staaten — gibt es Anzeichen flir eine verbreitete Politikverdrossenheit im
weitesten Sinne.!® Um was genau es sich dabei im einzelnen handelt, ob um eine
cher allgemeine Staatsverdrossenheit (Riickzug ins Private), um eine Parteienver-
drossenheit!? oder gar um eine Demokratieverdrossenheit®, ist nicht klar. Diese
Phanomene haben sicherlich vielschichtige Ursachen. Als eine mégliche (Haupt-)
Ursache werden jedoch Defizite im demokratisch-politischen Prozess angefiihrt.
Die Biirger fiihlten sich Politik und Biirokratie hilflos und ohne wirkliche Ein-
flussméglichkeiten ausgesetzt. Im Bereich der Europaischen Union ist von einem
Demokratiedefizit die Rede.”! Ein Mangel an Fiihrung wird beklagt, es werde zu
viel ge- und zerredet und zu wenig entschieden und gefiihrt.?” Dieser Befund der
Rreal existierenden Demokratie des GG* deutet darauf hin, dass ein Kommuni-
kationsdefizit besteht oder doch von vielen subjektiv wahrgenommen wird und
zwar zwischen denen, die die Entscheidungen treffen und denen, die davon be-

8 Welzel, Christian: Politikverdrossenheit und der Wandel des Partizipationsverhaltens -
Zum Nutzen direktdemokratischer Beteiligungsformen, in: ZParl 1995, S.1411f.; Hill, Her-
mann: Politikverdrossenheit — auch durch schlechte Gesetzgebung?, in: Fiir Recht und Staat
1994, S.5134f.; Ebrbardt, Christof/Sandschneider, Eberhard: Politikverdrossenheit — Kritische
Anmerkungen zur Empirie, Wahrnehmung und Interpretation abnehmender politischer Partizi-
pation, in: ZParl 1994, S.4411f.; Zippelius, Reinbhold: Politikverdrossenheit, in: ZRP 1993,
S.2411f,; kritisch Ldsche, Peter: Parteienverdrossenheit ohne Ende? Polemik gegen das Lamen-
tieren deutscher Politiker, Journalisten, Politikwissenschaftler und Staatsrechtler, in: ZPar} 1995,
S.1494f.

19 Vgl. z.B. Leisse, Gerd: Das systemimmanente Siechtum der parlamentarischen Vielpartei-
endemobkratie, in: Kébler, Gerbard u.a. (Hrsg.), Festschrift fiir Alfred Séllner, 2000, S.669ff.; Ze-
schmann, Philip: Mitgliederbefragungen, Mitgliederbegehren und Mitgliederentscheide — Mittel
gegen Politiker- und Parteienverdrossenheit — Zugleich eine Replik auf einen Beitrag von Stefan
Schieren in der Zeitschrift fir Parlamentsfragen, in: ZParl 1997, S.6981f.; Rieger, Giinther: Par-
teienverdrossenheit und Parteienkritik in der Bundesrepublik Deutschland, in: ZParl 1994,
S.4591f.

0 Vgl. Losche, Peter: Parteienverdrossenheit ohne Ende? Polemik gegen das Lamentieren
deutscher Politiker, Journalisten, Politikwissenschaftler und Staatsrechtler, in: ZParl 1995,
S. 1491f.

2 Bleckmann, Albert: Das europiische Demokratieprinzip, in: JZ 2001, S.53ff.; Doebring;
Karl: Demokratiedefizit in der Europiischen Union?, DVBL. 1997, S.1133{f,; Ress, Georg: Uber
die Notwendigkeit der parlamentarischen Legitimierung der Rechtsetzung der Europiischen
Gemeinschaften, in: GS Geck, 1989, S. 625ff.

22 Vgl. die Ansprache von Bundesprisident Roman Herzog im Hotel Adlon am 26. April 1997
(auch Berliner Rede genannt), in der der Bundesprisident die politisch-gesellschaftlichen Zu-
stinde kritisiert und u.a. ein Fihrungsdefizit beklagt. Die Rede ist im Internet verfugbar unter
http://www.bundespraesident.de/dokumente/Rede/ix_15154.htm.
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troffen sind. Vielen Menschen erscheint der politische Prozess undurchschaubar,
intransparent. Das gilt fiir den Entscheidungsprozess selbst, aber auch fiir die Er-
gebnisse dieses Prozesses, das Recht, welches den Biirgern meist in der Gestalt
von Gesetzen gegeniiber tritt. Gesetze konnen nur befolgt werden und damit ih-
ren Steuerungszweck erfiillen, wenn sie von den Adressaten verstanden werden
(kdnnen). Das ist aber — man betrachte z.B. das Steuerrecht — nicht mehr uneinge-
schrinkt der Fall, und schon tiberhaupt nicht aus der Sicht des juristisch nicht ge-
schulten Normalbiirgers.?

Demokratie ist aber auf die Mitarbeit der Biirger angewiesen; sie braucht inter-
essierte und informierte, d.h. miindige Biirger. In diesem Sinne kann Demokratie
nur funktionieren, wenn ein gewisses Maff an Transparenz im weitesten Sinne, al-
so an Durchschaubarkeit und Nachvollziehbarkeit der Prozesse, vorhanden ist.
Es verwundert daher nicht, dass alle Vorschlige zur Verbesserung der real existie-
renden Demokratie auf ein Mehr an Biirgerbeteiligung abzielen. Die im GG
schwach ausgeprigten Elemente direkter Demokratie?* miissten ausgebaut wer-
den, damit die Biirger Entscheidungen unmittelbar treffen kénnten.?® Das blofle
turnusmaflige Wahlrecht der Biirger (Art. 20 Abs. 2, 38 GG) sei als alleinige Betei-
ligungsform der Biirger nicht ausreichend. Dem wohnt auch ein Transparenzge-
danke inne, weil unmittelbar vom Volk getroffenen Entscheidungen vermeintlich
ohne Rpolitisches Gemauschel im Hinterzimmer® auskommen, bei dem unsicht-
bar bleibt, wie und warum die letztlich getrotfenen Entscheidung zustande kam.
Es ist allerdings durchaus fraglich, ob das Volksabstimmungsergebnisse wirklich
Reransparenter” zustande kommen, weil auch dabei die ergebnisrelevanten Fak-
toren nur schwer zu tiberblicken sind. Vor allem im Kontext der Europiischen
Union spielt der Begriff der Biirgernihe eine Rolle und damit auch Transparenz-
erwigungen, weil die engere raumliche Verzahnung von Entscheidungsfindung
und Entscheidungsauswirkung den Prozess fiir die Betroffenen nachvollziehba-
rer machen soll. Fiir die Europaische Union wurde die Biirgernihe durch den
Vertrag von Amsterdam sogar vertraglich in Art.1 Absatz 2 EUV festgeschrie-

2 Vgl. den Kommentar von Rupp, Hans Heinrich: Zur Transparenz der Gesetze, in: WM
1993, 1503.

24 Zum historischen Hintergrund vgl. Webr, Matthias: Direkte Demokratie — von der Weima-
rer Verfassung zum Grundgesetz, in: JuS 1998, S. 4111f.; Gusy, Christoph: Das Demokratieprin-
zip der Weimarer Reichsverfassung, in: Jura 1995, S.226ff.

% Arnim, Hans Herbert v.: Demokratie vor neuen Herausforderungen, in: ZRP 1995,
S.340ff.; Wassermann, Rudolf: Von Bonn nach Berlin —~ Chance fiir die Demokratie? - Zur Uber-
windung der Krise des Parteienstaates; in: Recht u Politik 1994, S. 631f.; Kritisch allerdings Naf-
macher, Hiltrud: Keine Erneuerung der Demokratie von unten— Zur Bedeutung dircktdemokra-
tischer Beteiligungsverfahren, in: ZParl 1997, S.445£f,; einen Uberblick auch iiber den Ausbau
plebiszitirer Elemente auf Linderebene gibt Jung, Otmar: Direkte Demokratie — Forschungs-
stand und Forschungsaufgaben 1995, in: ZParl 1995, S.6581f.; s.a. Dambeck, Martin: Die Diskus-
sion um direkte Demokratieelemente in den Rneuen Bundeslindern®, in: Recht u Politik 1994,
S.208ff.
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ben.? Es ist daher auch kein Zufall, dass Art.1 Abs.2 EUV die Biirgernihe und
das Prinzip der Offenheit in einem Atemzug nennt. Auch zum Subsidiarititsprin-
zip des Art. 5 EGV? bestehen insoweit Querverbindungen. Wie eingangs geschil-
dert haben sowohl die nationalen als auch der Gemeinschaftsgesetzgeber auf die-
se Forderungen mit der Schaffung von Informationszugangsrechten reagiert. Das
wirft die Frage auf, ob die Schaffung von mehr Transparenz vermeintliche oder
tatsichliche Demokratiedefizite kompensieren soll oder kann.

Das Grundgesetz kennt den Begriff der Transparenz nicht. Dennoch ist evi-
dent, dass das Grundgesetz als Verfassung der deutschen Demokratie in viel-
schichtiger Form Gebote und Verbote enthilt, deren primirer Zweck jedenfalls
auch die Sicherung von Transparenz im weitesten Sinne ist. Man denke nur an die
Regelung des Gesetzgebungsverfahrens. Allerdings ist der Begriff Transparenz
isoliert betrachtet wenig aussagekraftig und zunichst ein blofles Schlagwort, wel-
ches gut klingt und geeignet ist, Zustimmung zu erheischen. Was aber bedeutet
Transparenz im Kontext des GG genau? Inwieweit ist Transparenz tatsichlich
Bedingung eines demokratischen Verfassungsstaats und inwieweit tragt das GG
diesen Anforderungen Rechnung?

Versteht man Transparenz im weitesten Sinne als ein Gebot der umfassenden
Offenheit mit Blick auf Entscheidungsprozesse, vom Zustandekommen der Ent-
scheidungen, tiber die informatorischen Grundlagen der Entscheidung bis hin
zum Entscheidungsergebnis, welches fiir den Beobachter durchschaubar und
nachvollziehbar sein soll, so ist selbstverstindlich, dass zwischen der Titigkeit
des Bundesnachrichtendienstes, der eines Gerichtes und der des Bundestages
nicht nur evidente, sondern auch inhirente und zwingende Transparenzunter-
schiede bestehen. Genau wie Demokratie kein Selbstzweck ist, kann auch Trans-
parenz kein Selbstzweck sein. Daher ist zu fragen, warum verschiedene Bereiche
staatlichen Handelns in hchst unterschiedlicher Weise transparent ausgestaltet
sind, inwieweit solche Unterschiede gerechtfertigt oder gar geboten sind. Es ist
die Frage zu stellen, ob aus den daraus gewonnenen Erkenntnissen allgemeinere
Folgerungen fiir die Frage abgeleitet werden konnen, in welchen Fillen und in-
wieweit staatliches Handeln Transparenzgeboten bzw. Transparenzverboten un-
terliegt.

% Vgl. z.B. Stein, Torsten: Subsidiaritit, Transparenz und Biirgernihe, in: Hummer, Walde-
mar (Hrsg.), Die Europiische Union nach dem Vertrag von Amsterdam, 1998, S.141ff.; Stein-
dorff, Ernst: Mehr staatliche Identitit, Biirgernihe und Subsidiaritit in Europa?, in: ZHR 163
(1999), S.3951{.; Blanke, Hermann-Josef/Kuschnick, Michael: Biirgernihe und Effizienz als Re-
gulatoren des Widerstreits zwischen Erweiterung und Vertiefung der Europaischen Union - Die
Regierungskonferenz 1996/97 vor der Herausforderung der Siid-/Osterweiterung; in: DOV
1997, S.451f.; Probleme der Transparenz in der Europiischen Union werden in einem eigenen
Kapitel ausfihrlich dargestellt (s.u. S.3191f.).

¥ Dazu Calliess, Christian, Subsidiaritits- und Solidarititsprinzip in der Europiischen
Union Vorgaben fiir die Anwendung von Art. 5 (ex-Art. 3b) EGV.nach dem Vertrag von Amster-
dam, 2. Aufl. 1999.



II. Transparenzforderungen als Reaktion auf die sich
verandernde Rolle des Staates?

1. Die Verlagerung von staatlichen Aufgaben

Das Aufkommen des Transparenzthemas in der 6ffentlichen Diskussion hat auch
zu tun mit einer zu beobachtenden Verinderung der Rolle des — westeuropii-
schen — Staates. Der Staat verliert zunehmend seine Rolle als prinzipale politische
Gestaltungsinstanz. Noch vor wenigen Jahrzehnten waren die territoriale Be-
grenztheit des Staates und die von den Staaten zur Erfiillung der Staatszwecke er-
kannten und ausgetibten Regelungsbediirfnisse im wesentlichen deckungsgleich.
Die Territorialstaaten waren politisch autonom, sie konnten in threm Territorium
die Dinge politisch so und ohne Riicksicht auf andere Territorialstaaten gestalten,
wie sie es fir erforderlich hielten und wie es die internen Machtverhiltnisse zulie-
en. Diese politische Autonomie ist fir viele grundlegende Fragen verloren ge-
gangen, mit der Folge, dass in ganz wesentlichen Fragen eine politische Gestal-
tungsfihigkeit der Staates nicht oder nur noch sehr eingeschrinkt besteht.!
Staaten sind kein Selbstzweck, sondern sie verfolgen bestimmte Zwecke und
Ziele.? Zu diesen sog. Staatszwecken oder Staatszielen kann man die Gewihrlei-
stung der inneren und dufleren Sicherheit zdhlen, die Herstellung und Sicherung
der Wohlfahrt der Staatsbiirger (was sowohl die materielle Grundsicherung, als
auch die natiirlichen Lebensgrundlagen umfasst’) und die Sicherung und Ge-
wihrleistung von bestimmten grundrechtlichen Freiheiten. Die grundlegenden

! Vor diesem Hintergrund wird die Rolle des Nationalstaats als Organisationsverband grund-
satzlich in Frage gestellt oder auch das vélkerrechtliche Konzept der Souveranitit. Dazu aus dem
neueren Schrifttum Oeter, Stefan: Souverinitit — ein iiberholtes Konzept?, in: Cremer/Giege-
rich/Richter/Zimmermann (Hrsg.), Tradition und Weltoffenheit des Rechts — Festschrift fiir
Helmut Steinberger, 2002, S.259ff.; Esser, Josef: Der kooperative Nationalstaat im Zeitalter der
»Globalisierung®, in: Doring, Diether (Hrsg.), Sozialstaat in der Globalisierung, 1999, S.1171f.

2 Vgl. dazu Ress, Georg: Staatszwecke im Verfassungsstaat — nach 40 Jahren Grundgesetz, in:
VVDSIRL 48 (1989), S. 56.

* Unabhingig vom neuen Art.20a GG und aller Detail- und Streitfragen kann kein Zweifel
daran bestehen, dass auch der Erhalt der existenziellen natiirlichen Lebensgrundlagen ebenso zu
den grundlegenden Staatszwecken eines jeden Staates zihlen muss, wie etwa die innere und dufle-
re Sicherheit oder die Freiheitssicherung, weil diese Lebensgrundlagen menschliches Leben erst
méglich machen und der Erhalt der existenziellen Grundlagen Voraussetzung fiir alles andere ist.
Dazu grundlegend Calliess, Christian, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 85£f.
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Staatsziele kdnnen von den territorial begrenzten Staaten zunehmend weniger au-
tonom beeinflusst werden.

Was das Staatsziel Sicherheit betrifft, konnen jedenfalls die westeuropaischen
Staaten sowohl die duflere als auch die innere Sicherheit nur noch eingeschrinkt
autonom gewiahrleisten. Bei der dufleren Sicherheit zeigt sich das an der Mitglied-
schaft in Verteidigungsbiindnissen und an den neuen Anforderungen und Aufga-
ben der Sicherheitspolitik, Stichwort Krisenmanagement, die nur noch im Ver-
bund mit anderen Staaten in Angriff genommen werden konnen (kollektive Si-
cherheit). Auch bei der inneren Sicherheit gehen die Probleme teilweise iiber das
hinaus, was territorial begrenzte Staaten leisten kdnnen, so dass auch hier eine In-
ternationalisierung zu beobachten ist, wie sich etwa an dem Problem der interna-
tionalen organisierten Kriminalitit und an der im stirkeren Zusammenarbeit z.B.
der Staaten der Europdischen Union auch auf diesem Gebiet zeigt.*

Das Staatsziel Wohlifahrtssicherung umfasst, was den Schutz der existentiel-
len natiirlichen Lebensgrundlagen betrifft, den Umweltschutz und damit ein
Ziel, welches in augenfilliger Weise von den Nationalstaaten nicht mehr alleine
erreicht werden kann und zwar gerade mit Blick auf die existentiellen Lebens-
grundlagen Luft, Klima, Meeresschutz, z.T. auch Wasser und Boden. Konsequen-
te Folge ist daher eine Regionalisierung und Internationalisierung der Umwelt-
politik, wie sie sich z.B. etwa in der EG-Umweltpolitik oder in den Weltklima-
konferenzen zeigt, auf denen Entscheidungen getroffen werden, die die nationale
Politik in erheblichem Mafle determinieren. Aber auch in dem Bereich der Um-
weltpolitik, der den Staaten verbleibt, kommt es zu faktischen Beschrinkungen
der moglichen Handlungsinstrumentarien. Marktwirksame Instrumente der
Umweltpolitik, etwa die Verteuerung des Energieverbrauchs durch erhéhte Ab-
gaben, sind national wegen der zu befiirchtenden Reaktion der mobilen Produk-
tionsfaktoren schwer durchsetzbar bzw. auf die weniger mobilen Verbraucher be-
schrankt. Markewirtschaftliche Liberalisierungen z.B. im Energiesektor tiber den
nationalen Binnenbereich hinaus kdnnen z.B. eine Antiatomkraftpolitik er-
schweren bzw. ad absurdum fiihren, weil z.B. die einheimische konventionelle
Energie marktwirtschaftlich dem eingefithrten Atomstrom unterlegen ist.

Das Staatsziel Wohlfahrtssicherung umfasst daneben natiirlich auch den Be-
reich Wirtschaft im weitesten Sinne. Hierauf bezieht sich im wesentlichen das all-
gegenwirtige Stichwort von der Globalisierung, zumal wenn man den Bereich
der Kommunikation und insbesondere das Internet dem Bereich der Wirtschaft
zuordnet. Auch hier ist eine autonome staatliche und damit nach dem alten Mu-
ster demokratisch legitimierte Politikgestaltung nur noch teilweise moglich. Die
Regulierung des Marktgeschehens erfolgt in Europa weitestgehend auf suprana-
tionaler Ebene im Rahmen der Europiischen Gemeinschaften. Weltweit schrin-

ken z.B. die Regeln der WTO die Dispositionsbefugnis der Staaten erheblich ein.

* Vgl. die Art.29ff. EUV.



10 A. Einleitung

Beide, das regionale und das globale, Regime zeichnen sich dadurch aus, dass sie
in querschnittsartiger Weise ein weites Feld staatlicher Gesetzgebung tangieren
und insoweit die Dispositionsbefugnis des nationalen Gesetzgebers beschneiden.

Zu konstatieren ist nach alledem eine zunehmende Reduktion der staatlichen
Politikgestaltungsmoglichkeiten. Die Anforderungen an die Politikgestaltung
stimmen nicht mehr mit der territorialen Begrenztheit des staatlichen Handelns
Uberein. Viele zu regelnde Fragen und Probleme sind nicht mehr nur territorial-
bezogen 16sbar, sondern nur noch auf iiberstaatlicher Ebene. Der auf begrenztem
Territorium grundsitzlich allzustindige Staat wird zunehmend machtloser. An
seine Stelle treten in zunehmendem Mafle inter- und supranationale Organisatio-
nen ganz verschiedener Art, alle mit mehr oder minder weit reichenden, jedenfalls
aber begrenzten Zustindigkeiten.

Damit einher geht ein Verlust von Transparenz. Soweit politische Entscheidun-
gen in die Lebensumstinde des einzelnen Biirgers eingreifen, konnen diese nicht
mehr klar zugeordnet werden. Die Regierungen mogen zwar fiir politische Ent-
scheidungen formal verantwortlich bleiben, die materiell-inhaltliche Verantwor-
tung kommt ithnen aber, wenn iiberhaupt, nur noch tiber den Umweg ihrer Betei-
ligung in den Beschlussgremien der inter- bzw. supranationalen Organisationen
zu, was besonders problematisch ist, wenn man, wie in den Europiischen Ge-
meinschaften, dort iiberstimmt werden kann. Dieses Problem bildet den Hinter-
grund zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Maastrichter Ver-
trag. Die von dem Gericht gezogene Grenze der Ubertragbarkeit von Kompeten-
zen an die Gemeinschaften bzw. an die Europiische Union beruht letztlich auf
der These, dass demokratische Legitimation zum jetzigen Zeitpunkt nur iiber die
nationalen Parlamente vermittelt werden kénne und das Europiische Parlament
zu einer durchgreifenden demokratischen Legitimation aufgrund fehlender ,,vor-
rechtlicher® Umstinde, nicht in der Lage sei.> Man kann das als Versuch werten,
den Staat als politisch gestaltende Einheit und als zentralen Anker einer demokra-
tischen Herrschaftsausiibung zu bewahren und damit einen Zustand, in dem Ent-
scheidungen klar zurechenbar bleiben und eine unmittelbar nachvollziehbare, of-
fene Verantwortbarkeit fiir diese Entscheidungen durch demokratische Wahlen
besteht.

In diesen Zusammenhang lisst sich auch die Verlagerung politischer Entschei-
dungen in den Bereich der Judikative einordnen. Insbesondere das Bundesverfas-
sungsgericht®, aber z.B. auch die Arbeitsgerichte’, treten vermehrt als eine Art Er-

5> BVerfGE 89, 155 (185). Zu diesen vorrechtlichen Voraussetzungen gehért laut BVerfG u.a.
auch, ,dass die Entscheidungsverfahren der Hoheitsgewalt ausiibenden Organe und die jeweils
verfolgten politischen Zielvorstellungen allgemein sichtbar und verstehbar sind, und ebenso,
dass der wahlberechtigte Biirger mit der Hoheitsgewalt, der er unterworfen ist, in seiner Sprache
kommunizieren kann.“

¢ Vgl. Scholz, Rupert: Das Bundesverfassungsgericht — Hiiter der Verfassung oder Ersatzge-
setzgber?, in: ParBeilage 1999 (16), S.3{f.
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Geheimheit der Wahl 26, 51f.

— als Pflicht des Wihlers 52

- und Briefwahl 52

- und Allgemeinheit der Wahl 52

Geheimnisschutz 2071., 216

Geheimvertrige 26

Geldbnis 214

Gemeinsamer Ausschuss 123ff.

— Nichtéffentlichkeit der Beratungen 124

— Notstandsverfassung 123

— Verteidigungsfall 124

Gemeinschaftsaufgaben 310

Gerichtsentscheidungen, Zugang zu 2371f.

Gerichtsverfahren 224f., 2641f.

— Ausschluss der elektronischen Medien
2704f.

— Beratungsgeheimnis 275{f.

- Bundesverfassungsgericht 269f.

- Geheim- und Kammerjustiz 265f.

- Offentlichkeitsgrundsatz 227, 264ff.

- Poollosung 274

~ Rundfunkberichterstattung 267{f.

— Saaloffentlichkeit 270ff.

— Schwurgerichtsverfahren 267

— sitzungspolizeiliche Mafinahmen 268, 274

— Zugang elektronischer Medien zu 224f.

Gerichtsverhandlung, s. Gerichtsverfahren

Geringe Menge 163

Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im
Unternehmensbereich 31

Gesetze

— Steuerungszweck 6

Gesetzesvorbehalt, s. Vorbehalt des Gesetzes

Gesetzgebungsverfahren 5, 7, 153ff.

— Ausfertigung und Verkiindung 154ff.

Bundesprisident 154

— Haushaltsplan 155

— Rechtsverordnungen 155f.

— transparentes 5

— Verkiindung in deutscher Sprache 1561f.

— Verweisungen 155

Gesetzgebungsverfahren im Rat 330, 3311f,,
339

- Offentlichkeitsdefizit 340
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Gesetzlicher Richter 35

GesetzmaBigkeit der Verwaltung 42

Gesundheitsreformgesetz 189

Gewalt

— Begriff der 1641, 1671.

Gewaltenteilung 146, 160

Gewaltenverschrinkung 79

— horizontal und vertikal 79

Gewerbesteuerecht 203

Gleichheit der politischen Mitwirkungsrech-
te 40

Gleichheit der Wahl, s. Wahlrechtsgleichheit

Gleichheitssatz 36, 170, 196, 199ff.

— im Steuerrecht 199f.

- und Systemgerechtigkeit 200

Glykolweinfall, s. staatliche Warnungen

Grofle Anfrage 126

Grofler Senat fiir Strafsachen 151

Grundmandatsklausel 55, 571f., 202

~ und Systemtreue 57

— und 5%-Sperrklausel 58

— Systemwidrigkeit der 58

— und effektive Integration des Staatsvolks
59

Grundrechte

— als Leistungsrechte 231ff.
— als Programmsitze 232

— Ehe- und Familie 202

— Gleichheitssatz 199ff.

— informationelle Selbstbestimmung 26, 64,
165, 196ff.

— Informationsfreiheit 222ff.

— Kommunikationsfreiheiten 206ff.

— Kunst- und Wissenschaftsfreiheit 212ff.

— Rechtsschucz 2421f.

— Transparenz und 196ff.

Grundsatz der Folgerichtigkeit 203

Haushaltsplan 155

Hearings, s. Parlamentsausschiisse
Herrschaft des Marktes 11
Herrschaft des Volkes 34
Hessischer Staatsgerichtshof 761.
Hyperlink 178

Imperatives Mandat 130

In dubio pro reo 246, 280

In-camera Verfahren 244{f.

— im Verwaltungsprozess 244ff.

— im Strafprozess 246

Indemnitit 133

Informationelle Selbstbestimmung 26, 64,
165, 196ff., 211f., 272

Informationsanspriiche

- medienrechtliche 214{f

— Geheimnisschutz 216

Informationsfreiheit 196, 222ff.

— Allgemeinzuginglichkeit, Begriff der
223ff.,273

— als Abwehrrecht 224

— als Leistungsrecht 231ff.

— Anspruch auf Akteneinsicht 228

— Bekanntgabe von Verwaltungsvorschriften
228

— Informationsvorsorge 234

— objektivrechtliche Pflichten 2324f.

— publizistische Gleichbehandlung 240

~ Recht auf Zugang zu bestehenden Infor-
mationsbestinden 235ff.

— Schutzbereich der 222

— und Rundfunkberichterstattung 267ff

— Verfiigungsgewalt iiber Informationsbe-
stande 226

— Zugang zu Gerichtsentscheidungen 237f.

~ Zugang zu Gerichtsverhandlungen 224f.,
2674f.

Informationsfreiheitsgesetz 2

- Berlin 3

— Brandenburg 3

— Nordrhein-Westfalen 3

— Schleswig-Holstein 3

Internet 178

Interpellationsrecht, s. Parlamentarisches
Fragerecht

Intransparenz, s. Transparenz

Judikative 10

— Verlagerung politischer Entscheidungen
zur 10

Jugendsekten 127

Kanzlerkandidat 258
Kapitalgesellschaften 203
Kapitalgesellschaften 30

- Rechnungslegung 30
Kapitalmarkt 11
Klarheitsgebot, s. Bestimmtheitsgebot
Kleine Anfrage 126
Koalitionsdemokratie 591f.

— und Wahlsystem 60f.
Koalitionsfreiheit 13
Koalitionsvereinbarungen 61

— Transparenz der 61
Koalitionsverhandlungen 60f.
— Koalitionsvereinbarungen 61
Kohl, Helmur 221
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Kommunikationsdefizit 5

Kommunikationsfreiheit(en) 206ff.

— medienrechtliche Informationsanspriiche
214ff.

— und Geheimnisschutz 2071, 216

— und Gerichtséffentlichkeit 267, 270

— und informationelle Selbstbestimmung
211f.

— und Informationsfreiheit 222ff.

— und Mehrheitsprinzip 135f.

— und Personlichkeits- und Ehrenschutz
208ff.

Kompetenzabgrenzung35, 148, 3091f.

— Angleichung der Lebensverhaltnisse 310

- Kompetenzverflechtung 310

— zwischen Bund und Lindern 35

— zwischen Exekutive und Legislative 148

Kompetenzordnung 176

Konkurrentenklage 95

— beamtenrechtliche 95

Konstruktives Misstrauensvotum 97

Krankengeldanspruch 189

Kunst- und Wissenschaftsfreiheit 212ff.

- Beschlagnahme eines Buches 213

Kurzberichterstattungsrecht 218f.

Linderfinanzausgleich, s. Finanzausgleich
Linderfinanzausgleich, s. Finanzausgleich
Legislative

— Verhiltnis zur Exekutive 27
Legitimationskette 38f., 411f.

- Ruckbindung von Herrschaft 39

~ ununterbrochene 42

— parlamentsunmittelbare 42

Legitimitat und Legalitat 150
Liechtenstein 76

Lindauer Abkommen 298, 303
Lobbyismus 109f,, 351

Liith-Urteil 206

Maastricht-Entscheidung des BVerfG, s. Ver-

trag von Maastricht
Maastrichter Vertrag, s. Vertrag von Maa-
stricht
Mandatsfreiheit 103, 130ff.
Markt
— als Steuerungsinstrument 11
~ Herrschaft des 11
Mafistibe(-gesetz) 3041f.
Mecklenburg-Vorpommern 166
— Verfassungsgericht 166
— Sicherheits- und Ordnungsgesetz 1661.
Medien

— pluralistische 79

Mediendemokratie 97

Medienfreiheit, s. Kommunkationsfreiheiten

Mehrheitsprinzip 41, 134£f.

— Finf-Prozent Klausel 136

— Funktionsfahigkeit des Parlaments 136

- Kommunikationsfreiheit als Vorausset-
zung 135f.

— Reduktion von Komplexitit 136

und Mehrheitsbildung 135

— Verfahrensregeln als Voraussetzung 135

Mehrheitswahl 43

Ministerrat 45

— Mehrheitsentscheidung im 45

— Vertretung Deutschlands im 46

Misstrauensantrag 102

Mitentscheidungsverfahren 46

Miindige Biirger 6

Miindiger Biirger 79

Nationalhymne 213

Nemo-tenetur Grundsatz 152
Nordrhein-Westfalen 3

— Informationsfreiheitsgesetz
Normenklarheit, s. Bestimmtheitsgebot
Normenkontrolle 148

— durch das BVerfG 148

Notigung 164f.

Notstandsverfassung 123
Notwendigkeitstest

- Bestimmtheitsprinzip 167f.

Nulla crimen sine lege 34, 181

Nulla poena sine lege 34, 181
Numerus-Clausus-Urteil des BVerfG 231

Offenheit

— Prinzip/Gebot der 7

Offentliche Amter

— Frauenforderung 93

— gleicher Zugang 40, 50, 931f., 242

Offentlichkeit

— Begriff der 19

— Berichterstattungs- 99

- im gerichtlichen Verfahren 35, 264£f.

- parlamentarische 21, 994f.

~ und Verfahren vor den Parteischiedsge-
richten 66ff.

~ von Ausschusssitzungen 21, 104ff., 2841.

Offentlichkeitsarbeit 138ff.

- staatliche Warnungen, s. dort

- und Kompetenzordnung 140

- und Wahlwerbung 1391.
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Parlament 42

- Bestandsschutz eines gewihlten 78

— Budgetrecht des 42

- Funktionsfahigkeit des 136

Parlamentarischer Untersuchungsausschuss

98, 113ff.

Ausschluss der Offentlichkeit 116f.

- Beweisantrige/-aufnahme 115

Bild und Toniibertragungen 118

— Geheimhaltung 116

— Grundmandat in 115

Kontrollfunktion des 114f.

~ Minderheitsvotum 116

- Missstandsenquéte 118

— Offentlichkeit des Verfahrens 115

— Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung 116

— Untersuchungsrecht 114

Parlamentarisches Fragerecht 125ff.

Parlamentsberichterstattung 1321.

- Freiheit der 132

- Schutz der 132

- Vollstindigkeit der 133

Parteien

— als , Transmissionsriemen 61

— Auflentransparenz 63

— Binnentransparenz 63f.

— CDU-Bundesparteigericht 64{f.

— Durchsetzung der Rechenschaftspflicht
74ff.

1

— Maastricht-Entscheidung des BVerfG 61f.

— Mitgliederversammlung 63f., 68

— Offenlegung der Finanzverhaltnisse 36

Organstreitfihigkeit 62

— Parteiausschluss 68

Parteiprogramm 62f.

Parteienfinanzierung, s. dort

- Rechenschaftspflicht der 61

- Rolle im demokratischen Prozess 62

- Satzung 63

- Schiedsgerichte der 62, 66ff.

- Spenden an 71ff., 79

- Transparenzpflichten der 62ff.

— und reprasentative Demokratie 61

— verfassungsrechtlicher Status der 62

— Vorstand(-smitglieder)63f.

— Mitgliederdatei 62, 64f.

Parteienfinanzierung 36

- Einnahme-, Ausgaben- und Vermégens-
rechnung 71

— Mitgliedsbeitrige 71

— Publizititsgrenze fiir Grofispenden 72

— Rechenschaftspflicht 70ff.

— Sachverstindigenkommission 88

— Spenden 71{f., 79

- staatliche Teilfinanzierung 71

- und Fraktionsfinanzierung 80ff.

Parteienverdrossenheit 5

Parteischiedsgerichte 62, 661f.

— Grundsatz der Parteioffentlichkeit 66

— Offentlichkeit des Verfahrens 66f., 68

- Parteidffentlichkeit 68

- Unabhingigkeit der Schiedsrichter 66

Parteistiftungen 70, 83, 84ff.

— Bildungsarbeit 84ff.

— Globalzuschiisse fiir 84

— (fehlendes) Stiftungsfinanzierungsgesetz
85

- Kontrolle durch Rechnungshof 85

— Parteiauflenpolitik 84

- Rosa Luxemburg Stiftung 87

- Stiftungsentscheidung des BVerfG 86

Pershing-Urteil des BVerfG 318

Personalrat 43

— Mitbestimmung des 43

Personlichkeits- und Ehrenschutz 208ff.

— Beleidigung 209

— Caroline von Monaco 209

— und Gerichtsoffentlichkeit 272

~ Schmihkritik 210

— Spiegel-Entscheidung des BVerfG 207f.,
211

— Soldaten sind Mérder 208ff.

Politikfinanzierung 69ff.

~ s.a. Parteienfinanzierung

- s.a. Parlamentsabgeordnete

- s.a. Fraktionsfinanzierung

- s.a. Parteistiftungen

Politikverdrossenheit 5

Politische Parteien, s. Parteien

Politische Stiftungen, s. Parteistiftungen

Polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit
322,336

Polizeirechtliche Generalklausel 162

Pool-Losung 119

Pressefreiheit, s. Kommunikationsfreiheiten

Privatisierung 13

Privatsphire

— Recht auf 153

Race to the bottom 12

Rahmengesetzgebung 298, 311

— Beamtenrechtsrahmengesetz 311

- Grundsatzgesetzgebung 311

— Hochschulrahmengesetz 311

Rat der Europiischen Union/Gemeinschaf-
ten, s. Ministerrat
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Rechenschaftspflicht

— der Parteien 62, 70ff.

— Durchsetzung der 74f.

— Sanktionen bei Verletzung der 74f.

— Vorlage eines unrichtigen 771.

Recht am eigenen Bild 269

Recht am gesprochenen Wort 269

Rechtliches Gehor 244f., 265, 283

Rechtsschutz(-garantie) 242ff

— bei der Ernennung und Beférderung von
Beamten 242f.

— Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
243£.

— Effektivitit des 2421f.

- G-10243f.

Rechtssicherheit 159, 186ff.

— und Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers
187

Rechtsstaatsprinzip 16, 34, 1461f., 266

— und Bestimmtheitsprinzip 159ff.

- und Rechtssicherheit 186ff

- und Riickwirkungsverbot 186ff.

- und Vertrauensschutz 186ff.

Rechtsverordnungen 192ff.

- delegationsrechtliches Bestimmtheitsgebot
192f.

— fehlende Publizitit des Verordnungsge-
bungsverfahrens 195

— Zitiergebot 1934f.

Reduktion von Komplexitit 19, 136, 148,
150

Regierungserklirung 35

Reichsgericht 277

Richter auf Probe 285

Richter

— Berufsrichter 259

— der obersten Gerichtshéfe des Bundes
2594f.

— chrenamtliche 249, 262ff.

- hauptamtliche 249

- Laienrichter 249

- Richterwahlausschuss 259

- Richterwahlgesetz 249, 260

Richterwahlausschuss 259

— nichtdffentliche Tagung des 260

- Verschwiegenheitspflicht 252

Richterwahlgesetz 249, 260

Richtlinienkompetenz, s. Bundeskanzler

Riickwirkung(-sverbot) 19, 147, 186ff.

~ absolutes 187

— echte (retroaktive) Riickwirkung 187

~ Durchbrechung des 189

— im Steuerrecht 190f.

— tatbestandliche Riickankniipfung 188f.

— unechte (retrospektive) Riickwirkung 187

Rundfunkberichterstattung 2671f.

Rundfunkfreiheit, s. Kommunikationsfrei-
heiten

Russland-Deutsche 157

Saaloffentlichkeit 270£f.

Saarland 299

Sichsisches Polizeigesetz 198

Schleswig-Holstein

— Informationsfreiheitsgesetz 3

— Wahl der Gerichtsprasidenten 261

Schweigerecht 151

Schweiz 276, 342

Schweizerisches Bundesgericht

— Offentliche Beratungen am 276, 295

Schwurgerichtsverfahren 267

Sondervotum 20, 275, 286ff.

— beim BVerfG 20

- beim EGMR 292ff.

— beim EuGH 292ff.

- Befriedungsfunktion von Urteilen 290

— Beratungsgeheimnis 275, 280

— Deckert-Entscheidung 290

— Separatvotum 287

— Spiegel-Urteil 287

— Verfahrensdauer 291

~ Vorhersehbarkeit der Rechtssprechung
289

- Zulissigkeit von 286ff.

Sozialpartner 13

Sozialplan 176

Sozialstaatsprinzip 232

Sozialsystem

— Gestaltung des 12

— Missbrauch des 1991.

Special interests 27

Spiegel-Entscheidung des BVerfG 2071, 211,
287

Staat

— als Gestaltungsinstanz 8

— als moderierender Staat 14

- politische Gestaltungsfahigkeit 8

- Rolle des 8

— Riickzug des 13

Staatliche Warnungen 1411f.

— administratives Handeln 144

als staatsleitende Aufgabe 142, 145

Berufsfreiheit 143

Glykolweinfall 1431,

— Handeln in Regierungsfunktion 144

— staatliche Schutzpflichten 143
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Religionsfreiheit 143

- und Kompetenzordnung 142f.

vor Sekten und Jugendreligionen 141ff.

— vor gefihrlichen Lebensmitteln 141£f.

Staatsangehdrigkeit

— Diskriminierung aus Griinden der 216

Staatsangehorigkeitsgesetz 157

Staatsbirger

— Gleichheit der 50

— -schaft, doppelte 76f.

Staatsgeheimnis 26

Staatsicherheitsdienst 219ff.

— Bundesbeauftragter fiir die Unterlagen des
220

-~ Kohl, Helmut 221

— Person der Zeitgeschichte 2211.

— Stasi-Unterlagengesetz 219ff.

Staatsverdrossenheit 5

Staatsvolk 40, 156

— als Trager der Staatsgewalt 40

— deutsche Sprache 156

Staatsziele 8

— Sicherheit 9

— Wohlfahrtssicherung 9

- Umweltschutz 9

Staatszwecke 8

Stand der Wissenschaft und Technik 163

Standortwettbewerb 13

Stare decisis 191

Stasi, s. Staatsicherheitsdienst

Status activus 40

Steuererklirung 169

Steuergeheimnis 217

Steuerhinterziehung 199

Steuerrecht 21, 169ff.

— Abschreibungsvergiinstigungen bei Schif-

fen 190

als Lenkungsinstrument 171

als Teil der Eingriffsverwaltung 21

- Bilanzsteuerrecht 203

Ehe- und Familienschutz 202, 204

— Existenzminimum 204

- Gewerbesteuerecht 203

Kapitalgesellschaften 203

— und Riickwirkungsverbot 190f.

— Transparenzdefizit 169ff.

- Veranlagungszeitraum 190

— Verbrauchssteuern 170

— Verschonungssubvention 191

Steuerstrafrecht 169

Steuersystem

— Gestaltung des 12

— Vereinfachung des 200

Stiftungen, s. Parteistiftungen
Strafprozess 246
Subsidiarititsprinzip 309

Supreme Court (USA) 20

— certiorari-Verfahren 20
Systemgerechtigkeit 171, 196, 1991f.
— Grundsatz der Folgerichtigkeit 203
Systemintransparenz, s. Transparenz

Thomas, Clarence 256, 258

Totalvorbehalt 148

Transparenz

— als Instrument zur Verhaltenssteuerung 80

— Begriff der 18

~ Ergebnistransparenz 191, 98, 164

- Geheimhaltung 251.

- im Gesundheitswesen 31

- inder EU 4, 319ff.

— inhaltliche 21

— Intransparenz 231f.

— rechtliche Grundlagen im Unionsrecht
330f.

— System(in-)transparenz 22, 171
und Bundesstaatsprinzip 2981f.

— und Delegation von Gesetzgebungsbefug-
nissen 192ff.

- und Demokratieprinzip 38ff.

- und Einzelfallgerechtigkeit 170

— und Gerichtsverfahren 2641f.

— und Grundrechte 196{f.

— internationale Verflechtung der Staaten
313ff.

— und Judikative 249ff.

— und Rechtsstaatsprinzip 146ff.

— und Steuerrecht 169ff., 190f.

— Verantwortungstransparenz 221, 309f.,
312

~ Verfahrenstransparenz 20f., 89ff.

— volkerrechtliche Vertrige 315ff.

Transparenzrichtlinie EG 31

Uberhangmandate 36, 53, 551f.

- als Direktmandate 55ff.

— als Listenmandate 55ff.
Umweltinformationsgesetz 2
Umweltinformationsrichtlinie 2
Umweltschutz 9

— als Staatsziel 9

Umweltstrafrecht

— und Blankettstrafnormen 184

— Verwaltungsakzessorietit 185
Unabhingigkeit der Gerichte 266, 275, 2851.
Unbestimmte Rechtsbegriffe 161, 165
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Unionsbiirger 49

Unmittelbarkeit der Wahl 52ft., 57

— Nachfolge fiir Wahlkreisabgeordneten 53

— Nachriicken 53

Untersuchungsausschuss, s. parlamentari-
scher Untersuchungsausschuss

US-Senat 257

Verantwortungstransparenz, s. Transparenz

Verbotsirrtum 25

verdeckte Ermittlungen 151, 171

Verdeckte Stimmzettel 102f

Verfahrenstransparenz, s. Transparenz

Verfassungsbeschwerde 20

Verfassungsgericht Mecklenburg-Vorpom-
mern 166

Verfassungsinterpretation 15

Verhiltniswahl, s. Wahlsystem

Vermittlungsausschuss 111

— Geschaftsordnung des 111f.

- Nichtéffentlichkeit der Sitzungen 112

~ Sitzungsprotokoll 112

Vernehmung 151

Verordnung 1049/2001 321, 327, 353ff.

Verordnungsermichtigung 192£f.

Verpackungssteuer 205

Versicherungsrecht 30

Verteidigungsausschuss 132

Verteidigungsfall 124

Vertrag von Amsterdam 6, 322

Vertrag von Maastricht 4, 16, 120, 301

— Entscheidung des BVerfG 10, 16, 44, 61£,,
120, 315, 338

— Erklirung Nr.17 343

Vertrag von Nizza 323

Vertragsentwurf iber eine Verfassung fiir
Europa 323

Vertrauensfrage 102

Vertrauenspersonen (,,V-Leute) 151

Vertrauensschutz 19, 147, 186ff.

— in héchstrichterliche Entscheidungen 191

Verunglimpfung von Staatssymbolen 213

Verwaltungsakzessorietit

— des Umweltstrafrechts 185

Verwaltungsvorschriften

— Bekanntgabe von 228

Verweisungen

- Binnenverweisung 174

— Blankettnormen 181

— dynamische Verweisung 175, 179, 180

— Gebot der vollstindigen Verkiindung 175

— gesetzestechnische Vereinfachung 175, 185

— im Strafrecht 181£f.

— im Umwelt- und Technikrecht

— statische Verweisungen 175

- und Auflenwirtschaftsrecht 183f.

— und Bestimmtheitsprinzip 175

— und EG-Richtlinien 178ff.

- und Kompetenzordnung 175

— und Weinrecht 184

— Zulissigkeit von 155, 174{f.

Video-Uberwachung 152

V-Leute, s. Vertrauenspersonen

VO 1049/2001 4

Volkerdemokratie 45

Volkerrechtliche Vertrige 3141f.

— authentische Vertragsauslegung 314, 316,
318

- EMRK 314

- Fortbildung vélkerrechtlicher Vertrige
317

- Grundungsvertrige internationaler Orga-
nisationen 315

— hochpolitische Vertrige 315

- NATO 315

— Pershing-Urteil des BVerfG 318

— spitere Praxis 318

- WEU 315

— Wiener Vertragsrechtskonvention 314

Volksdemokratie 45

Volkssouverinitit 15, 38, 50

Volksvertretung, s. Parlament

Volkszahlungsgesetz 166, 196

Volkzihlungsurteil 165, 196

Vorbehalt des Gesetzes 34, 42, 1471f.

~ im Strafrecht 34

— nulla crimen sine lege 34

— nulla poena sine lege 34

Vorrang der Verfassung 146ff.

Vorrang des Gesetzes 34, 42, 1471f.

Wahlanfechtung 78

Wahlen

— Integrationsfunktion 51

- Ungiiltigkeit von 77£f.
Wahlkampffinanzierung 36
Wahlrecht 6, 202
Wahlrechtsgleichheit 36, 40, 50, 54ff., 202
— als formale Gleichheit 54

- Erfolgswertgleichheit 36, 54

~ Grundmandatsklausel 55, 571f., 202
— Uberhangmandate 36, 551f.

— Zihlwertgleichheit 40, 54
Wahlrechtsgrundsitze 501f.

— Allgemeinheit der Wahl 50, 52

— Geheimheit der Wahl 51f.
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- Gleichheit 54ff.

— Unmuttelbarkeit 52ff., 57

Wahlsystem 36, 50f.

— (personalisierte) Verhiltniswahl 37, 43, 60

— Mehrheitswahl 43, 60

— Zwelparteiensystem 60

Wallraff-Entscheidung des BVerfG 212

Wechselwirkungstheorie 210

Wehrbeauftragter des Bundestags 99, 103,
131f.

- Bericht des 131£.

- Kontrollfunktion des 131

- Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht 131

Weinrecht 184

Weltklimakonferenz 9

Wertpapiere 29

- Emission von 29

~ Prospekt 29

Wesentlichkeitstheorie 148, 160

Willenserklarung 29

Wohlfahrtssicherung 9

— als Staatsziel 9

WTO 9

Wiirde des Menschen 244

Zahlwertgleichheit, s. Wahlrechtsgleichheit

Zeugnisverweigerungsrecht 26

Zitiergebot 1721f., 1934f.

— delegationsrechtliches Zitiergebot193ff.

- Nichtgeltung bei vorkonstitutionellen Ge-
setzen 173

— salvatorische Zitierklauseln 173

— Transparenzfunktion des 173

Zitierrecht 1251.

Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten
der EU 3191f., 330, 340ff.

— amtliche Kodifizierung 367

— anderer Institutionen 343

— als subjektives Recht 361

— als Verfassungs-/Rechtsgrundsatz 343

— Ausnahmen 3581f., 363

— Begriff des Dokuments 344ff.

- Begriindungserfordernis 354{f.

- Beweislast 363f.

— des Rates, EP und Kommission 342

- Darlegungslast 363f

~ Dokumente von Drittstaaten 348

— Dokumentenregister 364f.

— Dumpingverfahren 349

— Erstantrag 354

— Fristversdumnis 354

- Grundsatz der engen Auslegung von Aus-
nahmen 361

— interne Dokumente 350ff.

- Kartellverfahren 349

— Kommissionsbeschluss betr. den 359, 362

— konsolidierte Rechtsakte 368

- mitgliedstaatliche Dokumente 347

- offentliche Sicherheit 361f.

- Parlamentsbeschluss betr. den 359

Ratsbeschluss betr. den 359, 361

- Rechte Dritter 346f.

~ redaktionelle und technische Verbesserun-
gen 366ff.

— und Schutz der Privatsphire 347f.

— Urheberregel 346ff.

— Verfahren 353ff.

— Verhaltenskodex fiir den 319, 345, 359

— Verhiltnismafigkeitsprinzip 356

— Vertragsverletzungsverfahren 362

— Verordnung 1049/2001 321, 327, 353{f.

— vorbereitende Dokumente 350

— Zweitantrag 354

Zugang zu Gerichtsentscheidungen 2371f.

Zugang zu Informationsbestinden 235ff.

— polizeiliche oder militirische 241

Zustimmungsgesetz 111

Zweiparteiensystem, s. Wahlsystem



Jus Publicum

Beitrige zum Offentlichen Recht - Alphabetische Ubersicht

Axer, Peter: Normsetzung der Exekutive in der Sozialversicherung. 2000. Band 49.

Bauer, Hartmut: Die Bundestreue. 1992, Band 3.

Beaucamp, Guy: Das Konzept der zukunfrsfahigen Entwicklung im Recht. 2002.
Band 85.

Becker, Joachim: Transfergerechtigkeit und Verfassung. 2001. Band 68.

Blanke, Hermann-Josef: Vertrauensschutz im deutschen und europiischen Verwaltungs-
recht. 2000. Band 57.

Bébm, Monika: Der Normmensch. 1996. Band 16.

Bogdandy, Armin von: Gubernative Rechtsetzung. 2000. Band 48.

Brenner, Michael: Der Gestaltungsauftrag der Verwaltung in der Europiischen Union.
1996. Band 14.

Britz, Gabriele: Kulturelle Rechte und Verfassung. 2000. Band 60.

Brobmer, Jiirgen: Transparenz als Verfassungsprinzip. 2004. Band 106.

Briining, Christoph: Einstweilige Verwaltungsfithrung. 2003. Band 103.

Burgi, Martin: Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe. 1999. Band 37.

Butzer, Hermann: Fremdlasten in der Sozialversicherung. 2001. Band 72.

Calliess, Christian: Rechtsstaat und Umweltstaat. 2001. Band 71.

Classen, Clans Dieter: Die Europiisierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 1996.
Band 13.

- Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in der Grundrechtsordnung. 2003.
Band 100.

Cremer, Wolfram: Freiheitsgrundrechte. 2003. Band 104.

Danwitz, Thomas von: Verwaltungsrechtliches System und Europiische Integration.
1996. Band 17.

Detterbeck, Steffen: Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen im Offentlichen
Recht. 1995. Band 11.

Di Fabio, Udo: Risikoentscheidungen im Rechtsstaat. 1994. Band 8.

Dérr, Oliver: Der europiisierte Rechtsschutzauftrag deutscher Gerichte. 2003. Band 96.

Enders, Christoph: Die Menschenwiirde in der Verfassungsordnung. 1997. Band 27.

Epping, Volker: Die Auflenwirtschaftsfreiheit. 1998. Band 32.

Febling, Michael: Verwaltung zwischen Unparteilichkeit und Gestaltungsaufgabe. 2001.
Band 79.

Felix, Dagmar: Einheit der Rechtsordnung. 1998. Band 34.

Fisabn, Andreas: Demokratie und Offentlichkeitsbeteiligung. 2002. Band 84.

Frenz, Walter: Selbstverpflichtungen der Wirtschaft. 2001. Band 75.

Gellermann, Martin: Grundrechte im einfachgesetzlichen Gewande. 2000. Band 61.

Grépl, Christoph: Haushaltsrecht und Reform. 2001. Band 67.

Groschner, Rolf Das Uberwachungsrechtsverhiltnis. 1992. Band 4.

Grofs, Thomas: Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation. 1999. Band 45.

Ghrzeszick, Bernd: Rechte und Anspriiche. 2002. Band 92.

Gurlit, Elke: Verwaltungsvertrag und Gesetz. 2000. Band 63.



Jus Publicum — Beitrige zum Offentlichen Recht

Hiide, Ulrich: Finanzausgleich. 1996. Band 19.

Hase, Friedbelm: Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich. 2000. Band 64.

Heckmann, Dirk: Geltungskraft und Geltungsverlust von Rechtsnormen. 1997.
Band 28.

Heitsch, Christian: Die Ausfithrung der Bundesgesetze durch die Linder. 2001. Band 77.

Hellermann, Johannes: Ortliche Daseinsvorsorge und gemeindliche Selbstverwaltung.
2000. Band 54.

Hermes, Georg: Staatliche Infrastrukturverantwortung. 1998. Band 29.

Hésch, Ulrich: Eigentum und Freiheit. 2000. Band 56.

Hobmann, Harald: Angemessene Auflenhandelsfreiheit im Vergleich. 2002. Band 89.

Holznagel, Bernd: Rundfunkrecht in Europa. 1996. Band 18.

Horn, Hans-Detlef- Die grundrechtsunmittelbare Verwaltung. 1999. Band 42.

Huber, Peter-Michael: Konkurrenzschutz im Verwaltungsrecht. 1991. Band 1.

Hufeld, Ulrich: Die Vertretung der Behorde. 2003. Band 102.

Huster, Stefan: Die ethische Neutralitdt des Staates. 2002. Band 90.

Ibler, Martin: Rechtspflegender Rechtsschutz im Verwaltungsrecht. 1999. Band 43.

Jestaedt, Matthias: Grundrechtsentfaltung im Gesetz. 1999. Band 50.

Kadelbach, Stefan: Allgemeines Verwaltungsrecht unter europiischem Einfluff. 1999.
Band 36.

Kammerer, Jorn Axel: Privatisierung. 2001. Band 73.

Kabhl, Wolfgang: Die Staatsaufsicht. 2000. Band 59.

Kaufmann, Marcel: Untersuchungsgrundsatz und Verwaltungsgerichtsbarkeit. 2002.
Band 91.

Kingreen, Thorsten: Das Sozialstaatsprinzip im europdischen Verfassungsbund. 2003.
Band 97.

Kischel, Uwe: Die Begriindung. 2002. Band 94.

Koch, Thorsten: Der Grundrechtsschutz des Drittbetroffenen. 2000. Band 62.

Korioth, Stefan: Der Finanzausgleich zwischen Bund und Lindern. 1997. Band 23.

Kiuth, Winfried: Funktionale Selbstverwaltung. 1997. Band 26.

Kugelmann, Dieter: Die informatorische Rechtsstellung des Biirgers. 2001. Band 65.

Langenfeld, Christine: Integration und kulturelle Identitit zugewanderter Minderhei-
ten. 2001. Band 80.

Lehner, Moris: Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht. 1993. Band 5.

Leisner, Anna: Kontinuitit als Verfassungsprinzip. 2002. Band 83.

Lepsius, Oliver: Besitz und Sachherrschaft im 6ffentlichen Recht. 2002. Band 81.

Lorz, Ralph Alexander: Interorganrespekt im Verfassungsrecht. 2001. Band 70.

Liicke, Jorg: Vorlaufige Staatsakte. 1991. Band 2.

Luthe, Ernst-Wilbelm: Optimierende Sozialgestaltung. 2001. Band 69.

Mager, Ure: Einrichtungsgarantien. 2003. Band 99.

Mann, Thomas: Die 6ffentlich-rechtliche Gesellschaft. 2002, Band 93.

Manssen, Gerrit: Privatrechtsgestaltung durch Hoheitsakt. 1994. Band 9.

Masing, Jobannes: Parlamentarische Untersuchungen privater Sachverhalte. 1998.
Band 30.

Mastl, Markus: Die staatliche Garantie fiir die &ffentliche Sicherheit und Ordnung.
2002. Band 87.

Morgenthaler, Gerd: Freiheit durch Gesetz. 1999. Band 40.

Morlok, Martin: Selbstverstindnis als Rechtskriterium. 1993. Band 6.

Miiller-Franken, Sebastian: Mafivolles Verwalten. 2004. Band 105.

Niedobitek, Matthias: Das Recht der grenziiberschreitenden Vertrige. 2001. Band 66.



Jus Publicum — Beitrige zum Offentlichen Recht

Oeter, Stefan: Integration und Subsidiaritit im deutschen Bundesstaatsrecht. 1998.
Band 33.

Pache, Eckbard: Tatbestandliche Abwigung und Beurteilungsspielraum. 2001.
Band 76.

Pauly, Walter: Der Methodenwandel im deutschen Spitkonstitutionalismus. 1993.
Band 7.

Pielow, Jobann-Christian: Grundstrukturen offentlicher Versorgung. 2001. Band 58.

Poscher, Ralf: Grundrecht als Abwehrrechte. 2003. Band 98.

Publ, Thomas: Budgetflucht und Haushaltsverfassung. 1996. Band 15.

Reinbardt, Michael: Konsistente Jurisdiktion. 1997. Band 24.

Remmenrt, Barbara: Private Dienstleistungen in staatlichen Verwaltungsverfahren.
2003. Band 95.

Rodi, Michael: Die Subventionsrechtsordung. 2000. Band 52.

Rossen, Helge: Vollzug und Verhandlung. 1999. Band 39.

Rozek, Jochen: Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung. 1998.
Band 31.

Ruffert, Matthias: Vorrang der Verfassung und Eigenstindigkeit des Privatrechts. 2001.
Band 74.

Sacksofsky, Ute: Umweltschutz durch nicht-steuerliche Abgaben. 2000. Band 53.

Saréevié, Edin: Das Bundesstaatsprinzip. 2000. Band 55.

Schlette, Volker: Die Verwaltung als Vertragspartner. 2000. Band 51.

Schmidt-De Caluwe, Reimund: Der Verwaltungsakt in der Lehre Otto Mayers. 1999.
Band 38.

Schroeder, Werner: Das Gemeinschaftrechtssystem. 2002. Band 86.

Schulte, Martin: Schlichtes Verwaltungshandeln. 1995. Band 12.

Sobota, Katharina: Das Prinzip Rechtsstaat. 1997. Band 22.

Sodan, Helge: Freie Berufe als Leistungserbringer im Recht der gesetzlichen Kranken-
versicherung. 1997. Band 20.

Sommermann, Karl-Peter: Staatsziele und Staatszielbestimmungen. 1997. Band 25.

Stoll, Peter-Tobias: Sicherheit als Aufgabe von Staat und Gesellschaft. 2003. Band 101.

Storr, Stefan: Der Staat als Unternehmer. 2001. Band 78.

Trute, Hans-Heinrich: Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und
staatlicher Institutionalisierung. 1994. Band 10.

Uerpmann, Robert: Das 6ffentliche Interesse. 1999. Band 47.

Unrub, Peter: Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes. 2002. Band 82.

Wall, Heinrich de: Die Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften im Verwal-
tungsrecht. 1999. Band 46.

Wolff, Heinrich Amadeus: Ungeschriebenes Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz.
2000. Band 44.

Volkmann, Uwe: Solidaritit - Programm und Prinzip der Verfassung. 1998. Band 35.

VofSkuble, Andreas: Das Kompensationsprinzip. 1999. Band 41.

Weifs, Wolfgang: Privatisierung und Staatsaufgaben. 2002. Band 88.

Ziekow, Jan: Uber Freiziigigkeit und Aufenthalt. 1997. Band 21.

Einen Gesamtkatalog erhalten Sie gerne vom Verlag
Mobr Siebeck, Postfach 2040, D-72010 Tiibingen.
Aktuelle Informationen im Internet unter bttp://www.mobr.de



	Cover
	Titel 
	Abkürzungsverzeichnis
	A. Einleitung
	I. Transparenz als Topos der aktuellen politischen Diskussion
	II. Transparenzforderungen als Reaktion auf die sich verändernde Rolle des Staates?
	1. Die Verlagerung von staatlichen Aufgaben


	Sachregister



